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taristen und Revanchepolitikern. Der deutsche Militarismus ist eine Gefahr für a l l e  
Völker Europas. Es gibt keine Garantien, daß die deutschen Imperialisten vor einem 
Überfall auf ihre heutigen Verbündeten in Westeuropa zurückschrecken; dazu kommt, 
daß im Falle eines Atomkrieges von einer Lokalisierung des Krieges keine Rede sein 
kann. Es kann keinen Friedensvertrag geben, der den Interessen des deutschen Volkes 
und seiner Nachbarvölker entspricht und zugleich die Militaristen, die Kriegstreiber 
unangetastet läßt. Das eine schließt das andere aus. Deshalb unterstützen wir die 
Vorschläge zur Bändigung des deutschen Militarismus und Revanchismus, deshalb 
kämpfen wir für den Abschluß eines demokratischen Friedensvertrages.

Bringt uns der Friedensvertrag der demokratischen Wiedervereinigung näher?
Mit der Bändigung des deutschen Militarismus beseitigt der Friedensvertrag zugleich 

das Haupthindernis für die friedliche Wiedervereinigung unseres Vaterlandes. Die 
Durchführung der Bestimmungen des Friedensvertrages führt zur Stärkung der 
demokratischen Kräfte in ganz Deutschland. Er wäre also eine Klammer, die die beiden 
Teile Deutschlands zusammenhält und schließlich einander näherbringt.

Adenauer und seine Schreiberlinge schreien, der Friedensvertrag verhindere die 
Wiedervereinigung. Was verstehen sie denn unter Wiedervereinigung? Sie verstehen 
darunter die gewaltsame Eingliederung der DDR in den Bonner Staat und die Ein­
beziehung ganz Deutschlands in die aggressive NATO. Diese Zielsetzung ist sogar 
vertraglich in den Pariser Verträgen festgelegt. Dort wurde als das gemeinsame Ziel 
der Signatarstaaten formuliert: „Ein wiedervereinigtes Deutschland, das eine freiheit­
lich-demokratische Verfassung, ähnlich wie die Bundesrepublik, besitzt, und das in 
die europäische Gemeinschaft integriert ist.“ Artikel 7, Abschnitt 2). In der Tat, einer 
derartigen „Wiedervereinigung“ wird durch den vorliegenden Entwurf für einen 
Friedensvertrag der Weg versperrt. Das ist gerade gut. Mit der Bonner Perspektive 
kann sich doch das deutsche Volk auf keinen Fall abfinden, sie würde unvermeidlich 
zu einem neuen Krieg führen.

Der Entwurf für einen Friedensvertrag gibt kein Rezept für die künftige gesellschaft­
liche Ordnung Deutschlands und kann es nicht geben. Die Erfüllung seiner Bestim­
mungen eröffnet jedoch die Möglichkeit einer allmählichen Wiedervereinigung der 
beiden deutschen Staaten auf wahrhaft friedlicher und demokratischer Grundlage. 
Er verpflichtet beide deutsche Staaten, die Vereinigung Deutschlands nur friedlich zu 
vollziehen. Er sieht die Möglichkeit vor, daß eine deutsche Konföderation als Unter­
zeichner auftritt. Das alles paßt den Bonner Politikern nicht in den Kram.

Die Adenauer-Regierung hat einen Teufelskreis erfunden: Der Friedensvertrag könne 
nicht zustande kommen, weil Deutschland noch nicht wiedervereinigt ist; eine Wieder­
vereinigung auf dem Wege der Konföderation sei nicht möglich, weil nach den neuesten 
„Entdeckungen“ der Bonner Geistesgrößen, Staaten unterschiedlicher Gesellschafts­
ordnung keine Konföderation bilden könnten. Als Schlußfolgerung daraus beginnt die 
Bonner Regierung mit der Atombewaffnung der Bundeswehr, arbeitet sie daraufhin, 
ihren NATO-Plan „Outline“ zu realisieren. Anstatt den Abschluß eines Friedensver­
trages von den Westmächten zu fordern, klammert sie sich an die Pariser Verträge. 
Gerade aber die Pariser Verträge und ihre Folgen sind es, die der Wiedervereinigung 
den Weg versperren. Abgesehen von dem o. a. Passus, der den Charakter der Ordnung 
eines wiedervereinigten Deutschlands im voraus bestimmen soll, enthalten die Pariser 
Verträge weitere Bestimmungen, die mit der nationalen Würde unseres Volkes unver­
einbar sind und die den Keim eines neuen Krieges in sich tragen. Verwiesen sei hier 
nur auf die entwürdigenden Beschränkungen der Souveränität des deutschen Volkes, 
indem sich laut Artikel 2 des sogenannten „Deutschlandvertrages“ die Westmächte alle 
„Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und auf Deutschland als Ganzes 
einschließlich der Wiedervereinigung Deutschlands und einer friedensvertraglichen


